Pressespiegel  zum Flughafen Frankfurt und Fluglärm vom 27.September 2011
Hessen – Neue Lärmschutzbereichsverordnung tritt in Kraft – Task Force soll zur Optimierung von Flughöhen und Flugrouten beitragen

Erstellt admin am Dienstag, September 27, 2011 11:19 AM. Hessen-Tageblatt, Nachrichten aus Hessen, Deutschland und der Welt

Wirtschaftsminister Dieter Posch: „Neue Verordnung verbessert Lärmschutz für rund 120.00 Anwohner“ -Vorstandsvorsitzender Dr. Stefan Schulte: „Es wird eine schnelle Finanzierung von Lärmschutzmaßnahmen geben“
Wiesbaden – Die Lärmschutzbereichsverordnung ist vom Kabinett verabschiedet und tritt noch vor Inbetriebnahme der neuen Nordwest-Landebahn in Kraft. Die neue Verordnung zum passiven Schallschutz sieht den nach dem Fluglärmgesetz strengst möglichen Wert von 50 dB(A) für die Nachtschutzzone vor. „Unser Ziel war es, den größtmöglichen Schutz der Bevölkerung zu realisieren. Nach unserer Auslegung ergeben sich Schutzzonen, die die , weitestgehenden Schutzansprüche ergeben, die zugleich aber rechtssicher sind. Damit sind die Voraussetzungen für einen Anspruch auf verbesserten passiven Schallschutz für etwa 120.000 Anwohner geschaffen worden“, sagte Wirtschaftsminister Dieter Posch heute in Wiesbaden.

Mit dieser Vorgabe wurde nach dem ersten Kabinettsbeschluss am 17.6.2011 die Anhörung eingeleitet. Die Anhörungsfrist wurde auf Antrag zahlreicher Anzuhörender bis zum 31.8.2011 verlängert. Insgesamt wurden 27 Städte und Gemeinden und vier Landkreise angehört. Außerdem wurde unter anderem der Fluglärmkommission, der Bundesvereinigung gegen Fluglärm, der Fraport AG und dem Umweltbundesamt Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben.

„Durch die Festsetzung der Lärmschutzbereiche entstehen Erstattungs- und Entschädigungsansprüche von Fluglärmbetroffenen. Zahlungspflichtig ist die Fraport AG als Flugplatzhalterin. Ansprüche bestehen vor allem für Wohnnutzungen innerhalb der festgelegten Tag-Schutzzone 1 und der Nachtschutzzone. Die Ansprüche richten sich danach, in welcher Zone sich ein Grundstück befindet. Die Festlegung der Schutzzonen ist parzellenscharf erfolgt. Grundlage hierfür sind die Flugrouten und Berechnungsverfahren zur Lärmausbreitung. Dazu gibt es Karten, die im RP Darmstadt zur Ansicht ausliegen oder im Internet eingesehen werden können, sobald die Lärmschutzbereichsverordnung in Kraft ist. Die Karten sind eine Anlage der Verordnung“, so Posch.

Lärmschutz hat einen Ansprechpartner

Der Minister machte deutlich, dass die Anwohner und Anwohnerinnen so rasch wie möglich Klarheit darüber haben sollen, wer welche Ansprüche geltend machen kann. Das Regierungspräsidium Darmstadt organisiert deshalb mit seiner neuen „Projektgruppe Lärmschutz“ die Bearbeitung der eingehenden Anträge. Die 16 Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen der Projektgruppe haben unter anderem die Aufgabe die Höhe der Erstattungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen, die Entschädigung bei Bauverboten, die Festsetzung der Entschädigungen wegen Beeinträchtigungen des Außenwohnbereiches und nach Prüfung auch die Zulassung von Ausnahmen vom Bauverbot, festzulegen.

Diese schwierige Aufgabe beinhalte auch, dass bei jedem einzelnen Haus geprüft werde, welches Schalldämmmaß das Gebäude hat und welche Schallschutzmaßnahmen notwendig sind. Zur Optimierung der Bearbeitung der Fragen und der Anträge die beim Regierungspräsidium ab dem 21. Oktober 2011 gestellt werden können, richtet das Regierungspräsidium eine E-Mail-Adresse und eine Hotline ein. Auch ein Merkblatt mit den wichtigsten Informationen ist bereits heute auf der Homepage des Regierungspräsidiums zu finden.

Erstattung von Maßnahmen wird freiwillig vorgezogen

Für den Flughafenbetreiber machte Dr. Stefan Schulte, Vorstandsvorsitzender der Fraport AG, deutlich: „Das Gesetz sieht außer im Nahbereich die Erstattungen von Schallschutz-Maßnahmen in der Nachtschutzzone erst im sechsten Jahr nach Festsetzung vor, wenn sich die Lärmbelastung mit dem gestiegenen Verkehrsaufkommen entwickelt hat. Wir ziehen die Erstattung von Maßnahmen freiwillig dort vor, wo beim Anflug auf die neue Bahn neue Betroffenheit entsteht, weil Wohnhäuser in geringer Höhe überflogen werden. Das sind vor allem Gebiete in Flörsheim und Hochheim bis nach Gustavsburg im Westen und im Osten Frankfurter Siedlungsbereiche in Niederrad, Sachsenhausen einschließlich des Lerchesberges sowie Bereiche von Oberrad bis zum Westrand von Offenbach. Wird in diesen Gebieten auch der Grenzwert für die Tagschutzzone 1 überschritten, ziehen wir die Erstattung des dafür in Frage kommenden Schallschutzes ebenfalls vor. Damit werden rund 17.000 Haushalte deutlich früher als gesetzlich vorgesehen Ansprüche auf Schallschutz geltend machen können.“

Darüber hinaus hob Schulte hervor, dass sich die Luftverkehrsindustrie ihrer Verantwortung bewusst ist und im Forum Flughafen und Region zusammen mit der kommunalen Seite, der Fluglärmkommission und der Wissenschaft das Paket „Aktiver Schallschutz“ erarbeitet hat, das sukzessive erweitert werden soll. Zusätzlich informierten Schulte und Posch, dass im Forum Flughafen und Region eine Task-Force unter Beteiligung der Deutschen Flugsicherung (DFS), Airlines, Fraport und HMWVL mit dem Ziel eingerichtet werde, die Flugrouten und Flughöhen weiter lärmmindernd zu optimieren.

Task Force zur Optimierung von Flughöhen und Route

Bezüglich der Lärmbetroffenheit der Anwohner und Anwohnerinnen auf Grund geänderter Flugrouten und Flughöhen, machte Posch nochmals deutlich, dass die formelle Zuständigkeit des Wirtschaftsministeriums endet, sobald das Flugzeug abhebt und die Räder in der Luft sind. „Gleichwohl nehmen wir die Beschwerden der Betroffenen sehr ernst und wollen jede Möglichkeit nutzen eine Anhebung der Flughöhen zu erörtern“, so Posch.

Die Einrichtung einer Task Force sei deshalb ein guter Schritt in diese Richtung.

„Wenn es Möglichkeiten gibt, dann wollen wir diese auch genutzt wissen. Die Maximierung der Flughöhen minimiert die Lärmbelastung“, so der Minister. „Mit der Deutschen Flugsicherung und dem Bundeaufsichtsamt für Flugsicherheit bleiben wir im Gespräch“.

Die DFS teilte diesbezüglich mit, dass in einem ersten Schritt ab Inbetriebnahme der Landebahn auf der nördlichen Gegenanflugroute grundsätzlich höher geflogen werde. Die Flughöhe steigt von 4000 auf 5000 Fuß. Das bedeutet zunächst einmal eine Entlastung für die Gemeinden Büdingen, Limeshain, Bad Vilbel, Niederdorffelden, Schöneck und Hammersbach im Osten des Flughafens und eine Entlastung südlich von Wiesbaden: Eltville, Oestrich-Winkel, Geisenheim und Rüdesheim.
Als weitere Veränderungen die mit Inbetriebnahme der neuen Landebahn Nordwest zusammenhängen nannte der Minister:

Die Nutzung der Landebahn Nordwest ist von 23.00 Uhr bis 5.00 Uhr untersagt. Das hat ein absolutes Nachtflugverbot zwischen 23.00 Uhr und 5.00 Uhr unter den Anflugbereichen der neuen Landebahn zur Folge.
Es entstehen keine neuen Lärmbetroffenheiten in dieser Zeit. Starts sind auf der Landebahn Nordwest unzulässig.

Die planmäßigen Flugbewegungen (also Starts und Landungen) sinken in der Zeit von 23.00 Uhr bis 5.00 Uhr von rund 51 auf durchschnittlich 17.

Es gibt ein Verbot verspäteter oder verfrühter oder ungeplanter Landungen in der Zeit von 00.00 Uhr bis 5.00 Uhr. Nur lärmarme Strahlflugzeuge dürfen die neue Bahn benutzen.

„Ohne Zweifel ist der Flughafen Frankfurt Main eine der wichtigsten Infrastrukturmaßnahmen des Landes. Mit der Inbetriebnahme der Landebahn Nordwest am 21. Oktober 2011 wird die langfristige Zukunftsfähigkeit der größten Luftverkehrsdrehscheibe in der Mitte Deutschlands im internationalen Wettbewerb gesichert. Gleichzeitig sorgt die neue Lärmschutzverordnung mit der Zugrundelegung des strengsten Lärmpegels für die Nacht-Schutzzone, den das Fluglärmgesetz bietet, für einen verbesserten Schutz vor Fluglärm“ so Posch abschließend.

Zusatzinfos:

Kurzdarstellung des Lärmschutzbereichs: Der neue Lärmschutzbereich besteht aus drei Schutzzonen: einer Nacht-Schutzzone und zwei Tag-Schutzzonen.

Die Nachtschutz-Zone wird durch einen Dauerschallpegel von 50 dB(A) bestimmt, oder greift dann, wenn sechs Mal ein Spitzenpegel von 53 dB(A) im Innenraum erreicht wird. Ein gesetzlicher Sofortanspruch für die Nachtzeit entsteht dabei in Teilbereichen mit einem Dauerschallpegel über 55 dB (A). In der Nachtschutzzone entstehen Ansprüche auf Erstattungen von Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen, wie z.B. Schallschutzfenster oder Belüftungseinrichtungen in Schlafräumen. Wenn das notwendige Bauschalldämm-Maß nicht erreicht wird, können weitergehende Maßnahmen wie z. B. die Dämmung von Dächern erforderlich werden. Der Erstattungsanspruch umfasst sowohl die Ermittlung der erforderlichen Maßnahmen, als auch die Erbringung der Nebenleistungen, wie Aus- und Einbauarbeiten einschließlich Putz und Anstricharbeiten.

In der Tag-Schutzzone 1 greifen bei einem Dauerschallpegel von 60 dB(A) ein Ersatz für Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen und eine Entschädigung für Beeinträchtigungen des Außenwohnbereiches. Ein gesetzlicher Sofortanspruch für die Tagzeit entsteht dabei in Teilbereichen mit einem Dauerschallpegel über 65 dB (A).

In der Tag-Schutzzone 2, die durch einen Dauerschallpegel von 55 dB(A) bestimmt wird, greifen Schallschutzanforderungen für neu zu errichtende Gebäude. Außerdem gelten Neubauverbote und Baubeschränkungen, um künftige Lärmkonflikte zu vermeiden.

Außerdem enthält der Verordnungstext eine Vorschrift, die klarstellt, dass ein nur zum Teil von der Tag-Schutzzone 1 oder der Nacht-Schutzzone gelegenes Grundstück als vollständig in dieser Schutzzone gelegen gilt und Ansprüche insgesamt geltend gemacht werden können.

Das Merkblatt ist abrufbar unter http://www.rp-darmstadt.hessen.de /Planung & Verkehr/ Verkehr/Luftverkehr/Schallschutz
Lärmschutzverordnung: GRÜNE sehen Mogelpackung – Nachtflugverbot muss kommen – PE vom 27.09.2011
Die heute von Verkehrsminister Posch (FDP) präsentierte Lärmschutzverordnung für den Flughafen Frankfurt bestätigt nach Auffassung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN die faktische Unfähigkeit der Landesregierung für wirksamen Lärmschutz zu sorgen. „Angesichts der wachsenden Lärmbelastung im Rhein-Main-Gebiet zeigt Posch ein erschreckendes Maß an Hilflosigkeit und Unkenntnis“, kommentiert Frank Kaufmann, für Fragen des Flugverkehrs zuständiger Abgeordneter, den Auftritt des Verkehrsministers vor der Presse. DIE GRÜNEN kritisieren heftig das gebrochene Versprechen der Landesregierung zum Nachtflugverbot und fordern eine Rücknahme der Revision der Landesregierung vor dem Bundesverwaltungsgericht.

DIE GRÜNEN betonen, dass die vorgestellte Verordnung keinerlei tatsächliche Reduzierung des Lärms bewirke, sondern höchstens Finanzhilfen für schalltechnisch abgedichtete Wohnungen ermögliche und Bauverbote verhänge. „Solange das Gesetz den Lärm nicht wirklich bekämpft, sondern ihn vor den Menschen schützt, bleibt die Bezeichnung Lärmschutzverordnung absolut irreführend. Wirksamer Lärmschutz erfordert aktive Maßnahmen und vor allem ein absolutes Nachtflugverbot“, unterstreicht Kaufmann. Obendrein sei zu bedauern, dass auch diese Verordnung ohne Öffentlichkeitsbeteiligung erlassen und die Einwände der Bundesvereinigung gegen Fluglärm weitgehend ignoriert wurden. Dazu gehörten Vorschriften für eine andere Mischung mit leiseren Flugzeugtypen und eine andere Routenführung. „Über all dies verschwendet Posch noch nicht einmal einen Gedanken.“

„Wer den lärmgeplagten Menschen wirklich helfen will, muss sich für eine Verpflichtung der Flugsicherung auf stetige Verringerung des Fluglärms durch eine entsprechende Bestimmung im Luftverkehrsgesetz einsetzen.“ DIE GRÜNEN erinnern an eine entsprechende Vorlage im Bundesrat, die von der hessischen Landesregierung leider abgelehnt wurde. „Er darf nicht, wie Posch es tut, als Propagandist der Luftverkehrslobby das Motto: ,Die Fracht braucht die Nacht‘ verbreiten.“

Bemerkenswert ist nach Auffassung der GRÜNEN auch der gemeinsame Auftritt des Ministers als Chef der Aufsichtsbehörde mit der von ihr eigentlich zu kontrollierenden Fraport AG. „Wenn Posch und Schulte Arm in Arm öffentlich auftreten, darf niemand mehr erwarten, dass seine Belange auf Fluglärmschutz bei diesem Minister in guten Händen sind.“
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Gemeinsame Sitzung der SPD-Präsidien Rheinland-Pfalz und Hessen in Mainz
Erstellt admin am Dienstag, September 27, 2011 11:05 AM. Newsbereich Aktuell, Hessen Tageblatt, Nachrichten aus Hessen – Deutschland und der Welt

Wiesbaden – Bei der gemeinsamen Präsidiumssitzung der SPD Rheinland-Pfalz und der SPD Hessen am Montagabend in Mainz haben die Parteispitzen Alternativen zur weiteren Steigerung des Flugverkehrs im Rhein-Main-Gebiet diskutiert.
„Die Menschen, die in diesem Gebiet wohnen, sind vom Fluglärm durch den Flughafen Frankfurt/Main länderübergreifend und in besonderer Weise betroffen. Durch die neue Landebahn Nordwest können bis zu 250.000 zusätzliche Flugbewegungen im Jahr möglich sein. Die Grenzen der Belastbarkeit, insbesondere beim Nachtflug, sind überschritten”, betonten die Landesvorsitzenden der SPD Rheinland-Pfalz und Hessen, Kurt Beck, Ministerpräsident, und Thorsten Schäfer-Gümbel. „Die Bürgerinnen und Bürger müssen jetzt schmerzlich erleben, dass die hessische Landesregierung offensichtlich kein Interesse an der Einhaltung des Mediationsergebnisses und insbesondere der Einführung eines Nachtflugverbots hat.”

Während der Sitzung formulierten die Teilnehmer gemeinsame Ziele: die faire Lastenverteilung bei der Fluglärmsituation und eine Strategie zur Reduzierung von vermeidbarem Fluglärm in der Region Rhein-Main. Um diese Ziele zu erreichen, fordern die SPD Rheinland-Pfalz und Hessen:

- Die geplanten Nachtflüge dürfen bis zum Urteil des Bundesverwaltungsgerichts nicht stattfinden.

- Die SPD in Rheinland-Pfalz und Hessen tritt in der Diskussion um die neuen Flugrouten und die Festlegung des Lärmschutzbereiches aufgrund der neuen Landebahn Nordwest am Flughafen Frankfurt/Main für innovative Vorschläge wie transparente und berechenbare Lärmpausen und eine alternierende Abflugroutenbenutzung auf. Seriöse Gutachter haben bereits Alternativen zur unausgewogenen Flugroutenfestlegung der DFS vorgelegt.

- Die SPD in Rheinland-Pfalz und Hessen unterstützt alle Bemühungen, den Radius zur Lärmermittlung um den Flughafen Frankfurt/Main auszuweiten.

- Zwischen den Flughafenstandorten Frankfurt/Main und Frankfurt/Hahn ist eine Vernetzung anzustreben. Eine Verlagerung von Flugbewegungen im Fracht- aber auch im Passagierbereich ist möglich. Entsprechende politische Initiativen der Landesregierungen von Hessen und Rheinland-Pfalz sollen daher ergriffen werden. Insbesondere die Hessische Landesregierung muss in diese Richtung aktiv werden.

- Eine Änderung des Luftverkehrsgesetzes zu Lasten des Lärmschutzes darf von der schwarz-gelben Bundesregierung nicht weiter verfolgt werden. Vielmehr muss es eine Regelung im Luftverkehrsgesetz geben, die sicherstellt, dass schon im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens Flugverfahren und Flugrouten Gegenstand dieses Verfahrens sind und damit der dort vorgesehenen Bürgerbeteiligung unterliegen. Auch Änderungen der Flugverfahren und Flugrouten müssen in einem entsprechenden Verfahren erfolgen.

Die SPD in Rheinland-Pfalz und die SPD in Hessen beabsichtigen, diese Punkte in einem gemeinsamen Antrag auf dem Bundesparteitag im Dezember einzubringen.
„Die Verbesserung des Lärmschutzes ist zentrale Leitlinie unserer gemeinsamen Verkehrspolitik. Wir werden für weitere Lärmminderungen streiten”, so Beck und Schäfer-Gümbel.




Text - (C) SPD-Hessen

Beck will Hahn als Ausweichort für Frankfurt

Aus: Main-Spitze, Region, 27.09.2011

Mainz (dpa/lrs) - Die SPD in Rheinland-Pfalz will den Flughafen Hahn wegen des zunehmenden Fluglärms am Frankfurter Flughafen verstärkt zum Ausweichstandort machen. «Zwischen den Flughafenstandorten Frankfurt/Main und Frankfurt/Hahn ist eine Vernetzung anzustreben. Eine Verlagerung von Flugbewegungen im Fracht- aber auch im Passagierbereich ist möglich», heißt es in einer Erklärung der SPD-Spitzen von Rheinland-Pfalz und Hessen nach einer gemeinsamen Sitzung vom Montagabend in Mainz. Die Regierungen in beiden Ländern sollten dafür politische Initiativen ergreifen.

Die wichtigste Passagier-Fluggesellschaft am Hahn, die irische Ryanair, hatte vor einigen Wochen angekündigt, zum Winterflugplan noch mehr Strecken zu streichen und dies mit der Flugticketabgabe begründet. Anfang September wurde bekannt, dass der Aufsichtsratschef des Hunsrück-Flughafens, Jochen Langen, sein Amt aufgibt.

Beck: Können Flugrouten so nicht akzeptieren

Aus: Main-Spitze, Region, 26.09.2011

Mainz (dpa) - Die SPD will in Rheinland-Pfalz und Hessen verstärkt gegen Fluglärm durch den Frankfurter Flughafen vorgehen. Die Landesvorsitzenden Kurt Beck und Thorsten Schäfer-Gümbel forderten am Montag in Mainz eine Änderung der geplanten Flugrouten und ein Nachtflugverbot. Die Fluglärmbelastung komme durch Flugrouten, «die wir so nicht akzeptieren können», sagte der Mainzer Ministerpräsident vor einer gemeinsamen Präsidiumssitzung. Die rot-grüne Landesregierung prüft derzeit, ob sie selbst dagegen klagt oder eine Klage etwa von Kommunen unterstützt.

Schäfer-Gümbel betonte, im Schlichtungsverfahren zum Ausbau des Flughafens sei Nachtruhe zugesichert worden. Es sei falsch gewesen, dies infrage zu stellen. Er warf der schwarz-gelben hessischen Landesregierung deshalb Wortbruch vor.

Die SPD-Spitzen aus beiden Ländern berieten gemeinsam über Aktionen. Geplant ist nach Angaben des rheinland-pfälzischen SPD-Generalsekretärs Alexander Schweitzer, die hessische Landesregierung zum Nachtflugverbot aufzufordern. Dazu soll es einen Antrag zum SPD-Bundesparteitag im Dezember geben.

Von Ende Oktober an müssen startende Maschinen auf dem Weg nach Norden erst eine Schleife nach Süden fliegen, um durchstartenden Jets auf der neuen Nordwest-Landebahn nicht in die Quere zu kommen. Schon jetzt ist der Fluglärm beispielsweise über Rheinhessen aber deutlich stärker geworden. 
Rheinland-Pfalz und Hessen: SPD fordert Änderung der geplanten Flugrouten 

Aus: Allgemeine Zeitung (AZ) Mainz, 26.09.2011 - MAINZ

Die SPD will in Rheinland-Pfalz und Hessen verstärkt gegen Fluglärm durch den Frankfurter Flughafen vorgehen. Die Landesvorsitzenden Kurt Beck und Thorsten Schäfer-Gümbel forderten am Montag in Mainz eine Änderung der geplanten Flugrouten und ein Nachtflugverbot. Die Fluglärmbelastung komme durch Flugrouten, "die wir so nicht akzeptieren können", sagte der Mainzer Ministerpräsident Beck vor einer gemeinsamen Präsidiumssitzung. Die rot-grüne Landesregierung prüft derzeit, ob sie selbst dagegen klagt oder eine Klage etwa von Kommunen unterstützt. 

Auch die Kirchen machten sich in einem Offenen Brief an Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) für ein Nachtflugverbot stark. Das Evangelische und das Katholische Dekanat Mainz forderten ferner steilere Starts und Landungen sowie höhere Anflug- und Parkräume für die Flugzeuge, um den Lärmschutz zu verbessern. Das dürfe auch an höheren Kosten nicht scheitern. 

Beratung über gemeinsame Aktionen 
Schäfer-Gümbel betonte, im Schlichtungsverfahren zum Ausbau des Flughafens sei Nachtruhe zugesichert worden. Es sei falsch gewesen, dies infrage zu stellen. Er warf der schwarz-gelben hessischen Landesregierung deshalb Wortbruch vor. 

Die SPD-Spitzen aus beiden Ländern berieten gemeinsam über Aktionen. Geplant ist nach Angaben des rheinland-pfälzischen SPD-Generalsekretärs Alexander Schweitzer, die hessische Landesregierung zum Nachtflugverbot aufzufordern. Dazu soll es einen Antrag zum SPD-Bundesparteitag im Dezember geben. 

Von Ende Oktober an müssen startende Maschinen auf dem Weg nach Norden erst eine Schleife nach Süden fliegen, um durchstartenden Jets auf der neuen Nordwest-Landebahn nicht in die Quere zu kommen. Schon jetzt ist der Fluglärm beispielsweise über Rheinhessen aber deutlich stärker geworden. 

------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------

Kirchen schreiben an Kanzlerin 

Aus: Allgemeine Zeitung (AZ) Mainz, 27.09.2011 - MAINZ

LANDEBAHN Mainzer Dekane kritisieren in ökumenischer Aktion Einweihung durch Angela Merkel
(mon). In einem Offenen Brief haben sich die Mainzer Dekanate der evangelischen und der katholischen Kirche an Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) gewandt und deren Absicht kritisiert, die neue Nordwestbahn des Frankfurter Flughafens einzuweihen, indem die Kanzlerin selbst im ersten Flugzeug dort landet. Für die Menschen der Region sei der 21. Oktober „ein bitterer Tag“, schreiben Pfarrer Andreas Klodt und Präses Dr. Birgit Pfeifer (evangelische Kirche) sowie Pfarrer Markus Kölzer und Dr. Manfred Alflen, Vorsitzender der Dekanatsversammlung der katholischen Kirche. „Als evangelische und katholische Kirche in Mainz sehen wir unseren Platz bei den Bewohnern der Stadt, die in ihrem geistlichen, sozialen und kulturellen Arbeiten unter dem Lärm von oben leiden“, begründen die Dekane Klodt und Kölzer und die Laien-Vertreter ihr Engagement. Überdies bestehe für die Kirchen als Träger von Kinder-, Kranken- und Altenbetreuung eine unmittelbare Fürsorgepflicht.

Die im Mediationsergebnis zum Flughafen-Ausbau aus dem Jahr 2000 zugesagte Rechtssicherheit sei in allen wesentlichen Punkten nicht realisiert worden, beklagen die Kirchen-Repräsentanten. Insbesondere fehlten ein gesetzlich verankertes Nachtflugverbot von 22 Uhr bis 6 Uhr morgens und ein Anti-Lärm-Pakt, „der seinen Namen verdient“. Auch am Tag stehe den Menschen Schutz vor Fluglärm zu. Steilere Starts und Landungen und höhere Anflug- und Parkräume für Flieger dürften nicht an eventuell höheren Kosten scheitern. Außerdem sähen hunderttausende Menschen in Mainz und Umgebung völlig zu Recht nicht ein, wieso die Grenze zwischen schwerwiegender „Belastung“ und zumutbarer „Belästigung“ durch Fluglärm genau am Rhein, also an der Grenze zwischen Hessen und Rheinland-Pfalz verlaufe. Bei der Analyse der Fluglärmbelastung müssten alle Gebiete einbezogen werden, über denen die Flugzeuge tiefer als 4 000 Meter fliegen sollen. Die Definition von maximalen Einzelschallereignissen dürften 60 Dezibel am Tag und 55 Dezibel in der Nacht nicht übersteigen. Abschließend heißt es in dem Brief an die Kanzlerin: „Zum physischen und psychischen Leiden unter der Fluglärmbelastung kommt die Erfahrung, als Lärm-Betroffene nicht ernst genommen zu werden und mit ihren Anliegen hinter Fragen der Wirtschaftlichkeit zurückstehen zu müssen. Diese Erfahrung macht Menschen krank, aggressiv oder resignativ und zerstört das Vertrauen in die Tüchtigkeit des demokratischen Gemeinwesens.“
---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Absolute Sicherheit kann es nicht geben 

Als neuer Leiter des Flughafen-Reviers spricht Peter Seiler über Terrorismus, Diebstahl – und den Kampf gegen beides

Nur 60 Einwohner, dafür aber 50 000 Besucher, 68 000 Beschäftigte und 140 000 Passagiere pro Tag – die Arbeit auf dem Flughafen stellt die derzeit 70 Beamten des 19. Reviers vor besondere Herausforderungen. Der Erste Polizeihauptkommissar Peter Seiler leitet die Dienststelle seit August. Wir haben mit ihm über Airport-typische Straftaten und die Terrorgefahr gesprochen.
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Aus dem Fenster seines Büros kann Revierleiter Peter Seiler das Gebäude "Squaire" am Frankfurter Flughafen sehen. Foto: Christes

Vor welchen besonderen Herausforderungen stehen die Mitarbeiter des Flughafen-Reviers? 
PETER SEILER: Das 19. Polizeirevier ist ein Schwerpunktrevier und ein Aushängeschild für die hessische Polizei. Jeder internationale Fluggast, der auf dem Airport mit der Polizei in Kontakt kommt, landet erst einmal bei uns. Der Frankfurter Flughafen ist mit täglich 140 000 Fluggästen einer der größten der Welt. Klar, dass es hier zu vielen unterschiedlichen Straftaten kommt – auch zu solchen, die im Rest der Stadt keine oder nur eine sehr geringe Rolle spielen. 

Welche Straftaten, die für den Flughafen typisch sind, kommen besonders häufig vor? 

SEILER: Da der Flughafen viele Gelegenheiten für Diebstähle bietet, legen wir darauf besonderes Augenmerk. Außerdem gibt es viele Verstöße gegen das Aufenthalts- und Waffengesetz. Übers Jahr gesehen kommt eine sehr große Zahl zusammen, die natürlich auch in die Frankfurter Kriminalitätsstatistik eingeht. So entsteht der Eindruck, die Stadt sei eine ,Kriminalitätshochburg‘. Tatsächlich haben die Flughafen-spezifischen Straftaten keinerlei Auswirkung auf die Sicherheit der Bürger. 

Am Flughafen ist der erste Terroranschlag mit islamistischem Hintergrund auf deutschem Boden verübt worden. Wie gehen Sie damit um? 

SEILER: Wir stehen in ständigem Kontakt mit unseren Sicherheitspartnern – Bundespolizei, Fraport und Zoll – und tauschen uns über die neuesten Erkenntnisse aus. Wir setzen alles daran, das Anschlagsrisiko durch theoretische Analysen und praktische Maßnahmen zu minimieren. Wir wissen aber auch, dass es eine absolute Sicherheit nicht geben kann. Ein Einzeltäter, der seinen Anschlag nicht angekündigt hat, fällt in einer Menschenmasse nicht auf. 

Welche praktischen Maßnahmen ergreifen Sie gegen den Terrorismus? 

SEILER: Dazu kann ich aus taktischen Gründen nicht viel sagen. Offene Kontrollen in den Terminals gehören auf jeden Fall dazu. Außerdem werden unsere Beamten immer wieder für das Thema sensibilisiert und geschult. Wir versuchen, in Sachen Sicherheit das Optimum herauszuholen. 

Welche Fläche umfasst das 19. Revier? 
SEILER: 24 Quadratkilometer. Der Schwerpunkt liegt auf den bebauten Betriebsflächen des Flughafens. Aber auch angrenzende Straßen und Waldgebiete gehören dazu. Die Verkehrsanbindungen spielen wegen der Verkehrsunfälle dort eine Rolle – diese nehmen wir natürlich auf wie jedes andere Revier auch. 

In keinem Revier spielt die Vielsprachigkeit eine so große Rolle wir in Ihrem. Wie überwinden Sie die Sprachbarrieren? 

SEILER: Wir haben viele Beamte mit Migrationshintergrund bei uns und achten bei Einstellungen besonders stark auf Sprachkenntnisse. Englisch müssen bei uns alle Polizisten können. Falls wir mit unseren Leuten mal gar nicht weiterkommen, fragen wir bei unseren Sicherheitspartnern an. In der Regel findet sich immer jemand, der die gesuchte Sprache beherrscht. 

Der Flughafen entwickelt sich ständig weiter. Mit den Gateway Gardens entsteht ein völlig neuer Stadtteil, und auch Pläne für ein drittes Terminal gibt es schon. Was bedeutet das für die Polizeiarbeit? 

SEILER: Es kommen Wohnungen, Straßen und Läden hinzu, die in unsere Zuständigkeit fallen. Wir müssen abwarten, wie sich das auf die Zahl der Straftaten auswirkt. Falls sie drastisch steigt, brauchen wir unter Umständen mehr Personal. Eine Prognose zur Entwicklung der Fallzahlen lässt sich aber nicht machen. Die nächsten Jahre am Flughafen werden mit Sicherheit spannend, weniger Arbeit werden wir keinesfalls haben. 

Der Frankfurter Flughafen ist für Sie kein unbekanntes Pflaster: Von 2001 bis 2008 haben Sie die Operative Einheit (OPE) der Flughafendirektion geleitet. Was waren in dieser Zeit ihre Aufgaben? 

SEILER: Die OPE kümmert sich um die Flughafen-spezifische Kriminalität, zu der auch Taschen- und Gepäckdiebstähle gehören. Auch für die Aufklärung von Frachtdiebstählen ist die OPE zuständig. Die Polizisten sind auf den öffentlichen Flächen und im Betriebsbereich des Flughafens im Einsatz. Die einzelnen Maßnahmen werden in enger Abstimmung mit den Sicherheitspartnern durchgeführt. 

Wie erfolgreich war Ihre Arbeit bei der OPE? 
SEILER: Sehr erfolgreich, wie ich finde. Wir konnten einigen Banden das Handwerk legen, die sich auf Frachtdiebstähle spezialisiert hatten. In einem Fall hatten sich die Täter mehrfach an Laptop- und Handy-Ladungen bedient. Sie verfügten über Kontaktleute in Flughafenfirmen, so dass das Diebesgut unbemerkt zu Hehlern außerhalb des Airports geschafft werden konnte. 

Zwischen 2008 und 2010 waren Sie für den Ausbau der Landebahn Nordwest und die zahlreichen Gegenveranstaltungen zuständig. Ein harter Job? 

SEILER: Es war klar, dass die Demonstrationen und das Camp im Wald polizeilich betreut werden mussten. Unsere Taktik zielte auf Transparenz und Kommunikation ab. Mitunter haben wir sogar zwischen den Demonstranten und den am Bau beteiligten Akteuren vermittelt. Unsere Taktik ist Gott sei Dank aufgegangen: Zu Verhältnissen wie beim Bau der Startbahn West kam es nicht, und auch die Räumung des Camps im Winter 2009 verlief ohne nennenswerte Probleme. 

Zuletzt waren Sie als Einsatz- und Organisationsleiter im Innenstadt-Revier tätig. Wo liegen die größten Unterschiede zu Ihrer neuen Dienststelle? 
SEILER: Am Flughafen hat man es fast nur mit Airport-spezifischen Delikten zu tun. In der Innenstadt spielen politische Demonstrationen eine sehr große Rolle – die gibt es hier selten bis gar nicht. 

Die Fragen stellte Christian Scheh 

Artikel aus der Frankfurter Neuen Presse (FNP) vom 26. September 2011, 23.00 Uhr (letzte Änderung 27. September 2011, 04.21 Uhr)
27. September 2011, 11:35, NZZ Online
Bevölkerung nimmt Fluglärm in Kauf

(sda) Eine florierende Wirtschaft bringt einen gewissen Anteil an Fluglärm mit sich. Dieser Meinung sind 89 Prozent der Befragten, die sich an einer Umfrage des Markt- und Meinungsforschungsinstitutes Isopublic beteiligten. 

Isopublic führte im Auftrag von Pro Flughafen im ganzen Kanton Zürich zwischen Juni und August bei 1103 Stimmberechtigten telefonische Interviews durch, wie Pro Flughafen und Isopublic am Dienstag mitteilten.

Hintergrund der Umfrage von Isopublic ist die kantonale Abstimmung vom 27. November 2011. Das Zürcher Stimmvolk entscheidet dann über eine Behördeninitiative und einen Gegenvorschlag. Beide Vorlagen verlangen, dass auf dem Flughafen Zürich keine Pisten mehr ausgebaut werden.

Copyright © Neue Zürcher Zeitung AG 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Telekommunikation & Verkehr

Emissionshandel wird bald auch für Fluglinien aktuell

Der Flugverkehr wächst so stark wie kein anderer Verkehrsträger. Diese Entwicklung ist nicht nur in Österreich, sondern auch in der EU und weltweit zu beobachten. In der EU beispielsweise nahm die Verkehrsleistung zwischen 1990 und 2003 um etwa 70% oder jährlich um gut 4% zu. Dieses starke Wachstum wird auch für die Zukunft prognostiziert. So erwartet Airbus in einer Marktstudie eine jährliche Zunahme von knapp 5% für die nächsten 20 Jahre. Mit diesem Wachstum ist auch eine Zunahme der Umweltauswirkungen verbunden. Der Flugverkehr trägt zur Erwärmung der Erdatmosphäre bei, durch den Ausstoß von Luftschadstoffen wird die Luftqualität beeinträchtigt, und es entstehen Belastungen für die Bevölkerung durch Fluglärm.

27.09.2011 | von Tansel TERZIOGLU für EU-Infothek 




Airbus A320, Bild: Leonid Faerberg 
Laut IPCC (Zwischenstaatlicher Ausschuss für Klimaänderungen) sind Abgase in hohen Flughöhen dreimal so klimaschädigend wie die gleiche Menge Abgase am Boden. Modellrechnungen der Deutschen Forschungsanstalt für Luft- und Raumfahrt sagen für Zentraleuropa bis 2015 eine Klimaerwärmung von 0,5° C allein durch den Flugverkehr voraus.

 

Die EU nahm mehrfach Anlauf, wirksame Maßnahmen für diesen Verkehrssektor zu ergreifen. Mit dem Beschluss zur Einbeziehung des Flugverkehrs ab nächstem Jahr in das seit 2005 bestehende EU-Emissionshandelssystem setzte Brüssel einen mutigen Schritt. Mutig, weil diese Maßnahme nicht nur für europäische Fluggesellschaften gelten soll, sondern für alle, die in der EU starten und landen, also etwa auch amerikanische oder asiatische Fluglinien.

Nun hat die EU-Kommission begonnen, Nägel mit Köpfen zu machen. Am Montag hat sie die Regeln veröffentlicht, die bei der kostenlosen Zuteilung von Emissionszertifikaten an über 900 Luftfahrzeugbetreiber zugrunde gelegt werden. Grob gesagt werden in den nächsten Jahren rund 85% der Emissionszertifikate für den Luftverkehr den Luftfahrzeugbetreibern kostenlos zugeteilt, 15% der Zertifikate werden versteigert.

Natürlich ist es positiv zu bewerten, dass auch die Flugverkehrsgesellschaften ihren Beitrag zum Kampf gegen den Klimawandel, an dem sie auch mit schuldig sind, leisten sollen. Man darf aber durchaus festhalten, dass über 80% der Zertifikate an die Fluglinien zunächst einmal quasi verschenkt werden, auch wenn Kritiker dieser Ansicht mit dem Argument widersprechen, die kostenlosen Emissionsrechte würden im Flugbetrieb verbraucht. Es wäre sehr zu begrüßen, wenn die Fluggesellschaften die potenziellen Einnahmen aus dem Emissionshandel (laut derzeitigem Marktwert bis zu 20 Milliarden Euro für die nächsten zehn Jahre) in die Modernisierung ihrer Flotten, die Verbesserung der Treibstoffeffizienz und die Nutzung nichtfossiler Flugtreibstoffe investieren würden, wie die Kommission und Umweltverbände anmahnen.

Was bedeutet all das für den Flugpassagier? In den letzten 10-15 Jahren ist dank des internationalen Wettbewerbs und dem Aufkommen der Billigfluglinien das Reisen per Flugzeug für große Bevölkerungsschichten erschwinglich geworden. Viele dieser neuen Fluggäste können sich die Anreise an ihren Urlaubsort gar nicht mehr anders vorstellen.

Mit großer Wahrscheinlichkeit werden die Fluggesellschaften die Kosten für diese Maßnahmen auf ihre Ticketpreise aufschlagen. Bis zu 12 Euro könnten die Tickets für einen Transatlantikflug dann mehr kosten, schätzt die Kommission, andere Schätzungen kommen allerdings fast auf das Doppelte. Bei Langstreckenflügen, die Hunderte oder gar Tausende Euro kosten, dürfte das dennoch nicht sonderlich ins Gewicht fallen. Und die zahlreichen und immer beliebteren Billigflüge innerhalb der EU werden dadurch wohl auch nur unwesentlich weniger attraktiv werden.  Anders gesagt: Wer sich einen teuren Flug leisten kann, kann sich auch die paar Euro mehr problemlos leisten. Und wer gerne billig fliegt, wird sich vom Klimaaufschlag kaum abschrecken lassen. Angesichts der zahlreichen Katastrophen, die durch den Klimawandel begünstigt werden, sollte es uns diese kleinen Opfer wert sein.

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Aus: airliners.de, Artikel vom 26.09.2011 

Flughafen Hahn: Kaum Chancen für Schienenanbindung 

Der Bau der Hunsrückbahn zum Flughafen Hahn verzögert sich schon seit vielen Jahren. Nun äußert der stellvertretende Aufsichtsratschef des Airports Zweifel, ob es überhaupt jemals eine Schienenanbindung geben wird. 

© airliners.de - O. Pritzkow 
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Flughafen Hahn aus der Towerperspektive 

Der stellvertretende Aufsichtsratschef des Hunsrück-Flughafens Hahn, Joachim Mertes (SPD), sieht kaum noch Chancen für die geplante Bahnanbindung. «Wir hatten mehr als sieben Millionen Fluggäste im Jahr projektiert», sagte der Landtagspräsident in einem Gespräch mit der Nachrichtenagentur dpa in Mainz. Jetzt seien es nur 2,8 Millionen. Außerdem fehle dem Bund das Geld für neue Verkehrsprojekte. «Damit ist der Bau der Hunsrückbahn eher unrealistisch geworden.»

Die Reaktivierung der wegen Sicherheitsmängel gesperrten alten Hunsrücktrasse hat sich immer wieder verzögert. Ursprünglich war die Wiederinbetriebnahme von der vorletzten rheinland-pfälzischen Landesregierung schon für 2005/2006 angekündigt worden. Kürzlich nannte der jetzige Infrastrukturminister Roger Lewentz (SPD) unter Berufung auf die Deutsche Bahn den Sommer 2018 als voraussichtlichen Zeitpunkt. Und ergänzte: «Das Land Rheinland-Pfalz hält an der Reaktivierung der Hunsrückbahn fest.»

Mertes hingegen hat Zweifel: «Ich komme nicht frohen Herzens zu meiner Schlussfolgerung. Aber inzwischen haben wir eine Finanzkrise, eine Wirtschaftskrise, eine Schuldenkrise und die Einführung einer Flugabgabe erlebt.» Außerdem habe der Hahn nun eine viel bessere Straßenanbindung. «Die B50 und die B327 sind ausgebaut worden.»

Der Landtagspräsident betonte aber auch: «Die Feinplanung wollen wir noch abschließen, um dann erst zu bewerten, ob sich die Hunsrückbahn lohnt. Aber für Gleise, Bahnhöfe und Bahnübergänge müsste der Bund rund 100 Millionen Euro zahlen - und wir jedes Jahr fünf bis sieben Millionen Euro für den Betrieb. Bundesverkehrsminister Peter Ramsauer (CSU) hat jedoch für neue Verkehrsprojekte in den nächsten Jahren gar kein Geld.»  

Stand: 26.09.2011 - 10:12 Uhr 

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Artikel aus airliners.de vom 26.09.2011 

Die Krise der Regionalflughäfen Forscher: «Heilsamer Prozess» 
Aus der Traum vom Flugplatz vor der Haustür? Mit Millionen Steuergeldern wurden viele kleine Regionalflughäfen ausgebaut, gerechnet hat sich das kaum. Jetzt ziehen sich die Billigflieger zurück. 

© Flughafen Leipzig-Altenburg 
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Boeing 737 der Ryanair in Altenburg 

Jahrelang steckten Kommunen und Länder Millionen in den Ausbau kleinerer Regionalflughäfen. Vor allem im Osten sollte nach der Wiedervereinigung manch heruntergekommener Militärflugplatz zum Luftverkehrs-Drehkreuz werden und auch andere Unternehmen zur Ansiedlung anlocken. Die meisten dieser hochsubventionierten Standorte - oft fern von den Ballungszentren gelegen - schreiben längst tiefrote Zahlen. Verschärft wird die Situation durch den Rückzug vieler Billigflieger. Verkehrsexperten begrüßen das als längst fällige Marktbereinigung zugunsten des Steuerzahlers.

Auch Air Berlin reagiert mit dem Rückzug aus der Region auf den scharfen Wettbewerb. Die zweitgrößte deutsche Airline ist selbst ins Trudeln geraten und dünnt jetzt ihr Streckennetz massiv aus. Im zweiten Halbjahr sollen mehr als 7500 Flüge wegfallen. Der Verzicht auf Erfurt ist schon beschlossene Sache. «Es ist durchaus möglich, dass auch andere Standorte geschlossen werden», kündigte Finanzvorstand Ulf Hüttmeyer jüngst an. Bei Easyjet heißt es, die zu Jahresbeginn eingeführte Luftverkehrssteuer sorge dafür, dass der Standort Deutschland an Attraktivität verliere. «Andere Märkte wachsen dafür stärker», betont Deutschlandchef Thomas Haagensen.

Aus dem thüringischen Altenburg zog sich die irische Ryanair bereits ganz zurück - Ende März startete hier die letzte Maschine nach London. Jetzt will man in Altenburg mehr auf Geschäftsflüge setzen. Auf dem von Rheinland-Pfalz kräftig subventionierten Hunsrückflughafen Hahn vollzieht sich gerade ein Teilrückzug der Iren. Neun Verbindungen mit zusammen 150 Flügen in der Woche hatte Airline-Chef Michael O'Leary zum Sommer gestrichen. Rund eine Million Passagiere und damit jeder vierte sollten nach seiner Prognose auf dem Hahn wegbleiben. Für den Winter sind bereits weitere Ryanair-Ziele gestrichen.

Nach den Statistiken des Flughafenverbands ADV ging allein im Juli die Passagierzahl in Weeze bei Kleve um 22,8, in Hahn um 21,7 und in Paderborn/Lippstadt um 11,1 Prozent zurück. Am Flughafen Lübeck rechnet man für dieses Jahr mit nur noch 400.000 Fluggästen, 2010 waren es noch rund 540.000.

© dpa /Thomas Frey
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Flugzeuge der Ryanair auf dem Vorfeld des Flughafens Hahn

Der Erfurter Verkehrsforscher Matthias Gather sieht in der Entwicklung einen «heilsamen Prozess». Jahrelang habe durch die Subventionen eine Marktverzerrung stattgefunden, die nicht zur «erhofften Beflügelung der Regionen führte». An vielen Standorten wurde sogar doppelt subventioniert: In die Flughäfen und die einzelnen Flugverbindungen. Oft wurde das damit begründet, mittelgroße Städte besser internationale Drehkreuze anzubinden wie zum Beispiel Erfurt an München.

Um die kleinen Regionalflughäfen Rostock-Laage oder Hahn siedelten sich aber infolge des Flugbetriebs kaum neue Unternehmen an. Vielen war das zu unsicher, «denn man wusste ja nicht, wie lange Ryanair und Co. ihr Angebot dort aufrechthalten.» Die Billigflieger seien wie ein Wanderzirkus. «Sie ziehen immer dorthin weiter, wo sie günstigere Bedingungen vorfinden oder neue Passagierpotenziale erreichen», betont Gather.

Die Flughäfen abseits der Zentren sollten aber nicht per se in Frage gestellt werden, da auch sie wichtige Funktionen erfüllen, sagt Deutsche-Bank-Analyst Eric Heymann. «Doch überzogene Hoffnungen auf das Passagiergeschäft werden sich nicht erfüllen.» Das liege zum einen schon daran, dass allein Ryanair auf das Geschäftsmodell mit den möglichst günstigsten Provinzpisten setzt, während die anderen Billigflieger sich eher auf die Flughäfen aus der zweiten Reihe hinter Frankfurt und München konzentrieren.

Dass Hessen nun ziemlich genau in der Mitte zwischen Paderborn und Erfurt-Weimar mit einem Aufwand von 270 Millionen Euro in Kassel-Calden einen dritten vollausgerüsteten Verkehrsflughafen ausbaut, wird von vielen nur noch mit regionalpolitischen Egoismen erklärt. Denn eine Fluggesellschaft, die regelmäßig von Nordhessen aus fliegen möchte, gibt es bislang jedenfalls noch nicht. Umweltschützer erwarten ein langjähriges Subventionsgrab.

Stand: 26.09.2011 - 10:29 Uhr, Quelle: dpa 
Neuer Freising-Krimi: "Mord im Moos"

Aus: merkur-online.de, Regionales, 27.09.2011|Freising|
Freising - Das Thema dritte Startbahn hat sich ein Autoren-Duo aus Freising zunutze gemacht und einen echten Krimi geschrieben: „Mord im Moos“ heißt das gut 150 Seiten starke Werk von Mia Arkelsson und Alexandra Mesmer.
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150 Seiten lang ist der Krimi von Mia Arkelsson und Alexandra Mesmer. Foto: fkn

Die Ausgangslage des Krimis ist (noch) Fiktion: Attaching wird gerade platt gemacht, als man eine Leiche findet. Und zwar nicht irgendeine Leiche, sondern die eines bekannten Politikers und Startbahnbefürworters. In der Folge und während der Aufklärung des Mordes verstricken sich die beiden Hauptpersonen Elisabeth Hoffmann und Claudia Schmidinger, die eine Archäologin, die andere Lokaljournalistin, immer mehr in das Verbrechen.

Nun merkt man es der „Schreibe“ der beiden Autorinnen trotz fünfjähriger Arbeit an dem Buch und vieler Nachtschichten durchaus an, dass sie eben keine „echten“ Schriftstellerinnen sind. Manchmal ist die Handlung ein bisschen sprunghaft, manchmal wirken Zusammenhänge und Ereignisse etwas an den Haaren herbeigezogen, manche Szenen erscheinen leicht überspitzt (vor allem das Ende mit Blitz und Donner). Doch nett zu lesen ist der „Freising-Krimi“ , der bei Pustet, Rupprecht und Kyrios für 8,90 Euro zu haben ist, allemal.

Namen und Personen sind frei erfunden, aus dem Dom-Gymnasium wird bei „Mord im Moos“ beispielsweise das Korbinian-Gymnasium. Völlig frei erfunden ist selbstverständlich auch alles, was mit dem durch Hass auf den Airport und die dritte Startbahn motivierten Mord (beziehungsweise: die Morde) zusammenhängt. Denn bei allem Widerstand gegen den Flughafenausbau - so weit ist man noch lange nicht und wird auch nie so weit kommen. Aber dafür ist „Mord im Moos“ ja ein Krimi, in dem man das Bemühen des Autorinnen-Duos spürt, sich literarisch weder eindeutig pro noch contra Startbahn festzulegen. (zz)

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Aus: B2B-Deutschland.de, Nachrichten Hessen, 26.09.2011, 16:07 Uhr

Chemiekonzern Ticona beginnt Produktion im Industriepark Höchst
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Umsiedlung von Kelsterbach war wegen Flughafenausbau
Mit der Eröffnung einer neuen Fertigung im Industriepark Frankfurt-Höchst hat der Chemiekonzern Ticona seinen alten Standort in unmittelbarer Nähe des Flughafens überflüssig gemacht. Es handele sich um die weltweit größte Produktionsstätte für den Kunststoff Polyacetal, sagte Ticona-Geschäftsführer Michael Stubblefield am Montag.

Der hessische Ministerpräsident Volker Bouffier (CDU) betonte bei der Feier, die Eröffnung eines Chemiewerks sei heute eher eine Seltenheit. Die neue Produktionsstätte zeuge daher von Vertrauen in die Zukunftsfähigkeit des Industrieparks.

Der Politiker sagte weiter, es sei ein Tag der Freude für Hessen und Frankfurt, dass Ticona weiterhin im Land produziere. Er betonte: "Die Verlegung dieses Werkes ermöglicht den Flughafenausbau".

Der Chemiekonzern Ticona hatte seit den 1960er-Jahren neben dem Flughafen technische Kunststoffe produziert. Mit dem Bau der neuen Nordwestlandebahn hätte der Abstand nur noch 700 Meter betragen. Nach Ansicht der Störfallkommission des Bundes war das Risiko eines Flugzeugabsturzes über der Anlage zu hoch. Der Konzern klagte erfolglos gegen die Verlegung der Flugrouten.

Im November 2006 lenke Ticona ein und verständigte sich mit dem Flughafenbetreiber Fraport auf eine Verlegung der Produktionsstätte. Dieser zahlte dafür 650 Millionen Euro. Der Vorstandsvorsitzende der Fraport AG, Stefan Schulte, sagte am Montag, es sei für beide Seiten gut gelaufen. Er habe großen Respekt vor der Leistung von Ticona, eine Produktionsstätte in so kurzer Zeit zu verlegen.

2008 wurde der Grundstein im Industriepark Frankfurt-Höchst gelegt. Seit Ende Juli produzierte die Anlage dem Unternehmen zufolge in einem erweiterten Testbetrieb.

Der Generaldirektor des Ticona-Mutterkonzerns Celanese, David Weidman, sagte, die Entscheidung, den Standort Kelsterbach aufzugeben und die Produktion in den Industriepark Höchst zu verlagern, sei kein einfacher Schritt gewesen. Er sieht aber auch Vorteile in der neuen Anlage: Mit ihr werde sich die Produktionskapazität deutlich erhöhen. Demnach können in Höchst 140.000 Tonnen pro Jahr hergestellt werden gegenüber 110.000 im alten Werk. Die neue Anlage sei ein Beleg für das nachhaltige und erfolgreiche Engagement von Ticona im Rhein-Main-Gebiet, erklärte Weidman.

Zufrieden zeigte sich auch der Frankfurter Stadtkämmerer Uwe Becker. Er hob hervor, dass im Rhein-Main-Gebiet 440.000 Menschen im produzierenden Gewerbe arbeiteten. Fast 30 Prozent der Gewerbesteuereinnahmen resultierten daraus. Becker sagte, auch wenn sich Kelsterbach über die nun fehlenden Einnahmen für die Stadt beklage - am Ende profitiere die ganze Region davon, dass Ticona bleibe.

Die Fertigung in Kelsterbach soll bis Ende 2013 komplett zurückgebaut werden. Die neue Landebahn am Frankfurter Flughafen wird im Oktober feierlich eröffnet.

© dapd

--------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------
Artikel aus airliners.de  vom 26.09.2011 

Boeing liefert erste 787 aus 

Die japanische Fluggesellschaft ANA hat am Sonntag das weltweit erste Exemplar der neuen Boeing 787 "Dreamliner" formal erhalten. Der Flugzeugbauer und die Airline übertragen die für Montag angesetzten Feierlichkeiten ab 18.00 Uhr deutscher Zeit im Internet. 

© Boeing
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Die erste Boeing 787 für ANA verlässt die Lackierhalle.

Boeing hat am Sonntag das erste Flugzeug vom Typ 787 „Dreamliner“ am Standort Everett (Washington) formal an den Erstkunden ANA All Nippon Airways übergeben. Die offiziellen Feierlichkeiten des „historischen Meilensteins“ beginnen um 18.00 Uhr MESZ und werden live per Webcast übertragen.

Der neue Dreamliner wird am Dienstagmorgen um 6.35 Uhr Ortszeit in Richtung Tokio starten und bei der Landung am darauffolgenden Tag von ANA-Mitarbeitern, Medienvertretern und japanischen Partnern begrüßt werden. Auch ANA will die Ankunft live im Web übertragen.

ANA hatte im April 2004 mit der Bestellung von 50 Flugzeugen das 787-Programm in Gang gebracht. Die erste Boeing 787 ist für den Einsatz auf internationalen Kurzstreckenflügen konfiguriert und soll 264 Passagieren Platz bieten, davon 12 in der Premium-Class und 252 in der Economy-Class. ANA will das neue Flugzeug zunächst auf einem Charterflug von Tokio-Narita nach Hongkong einsetzen. Zudem sind Rundflüge ab Tokio geplant, bevor die Maschine in den Liniendienst geht. Erstes internationales Ziel wird im Dezember die chinesische Hauptstadt Peking.

In einer weiteren Konfiguration für internationale Mittelstreckenflüge werden Flugzeuge mit insgesamt 222 Sitzplätzen (42 in der Business-Class und 180 in der Economy-Class) zum Einsatz kommen. Für Langstreckenflüge ist später eine Ausstattung mit 158 Sitzen geplant, 46 davon in der Business-Class und 112 in der Economy. Damit fällt die First-Class weg, die ANA derzeit in der 777 und der 747 auf etlichen internationalen Routen anbietet. Ab Januar ist der Dreamliner dann auch auf der Strecke nach Frankfurt unterwegs.

Live-Webcast von der Auslieferungsfeier
Live-Webcast vom Abflug nach Tokio am 27. September

Stand: 26.09.2011 - 11:44 Uhr , Quelle: dpa

Weichen für Rot-Grün gestellt
Aus: Boulevard Baden, 26. September 2011 | 21:40 Uhr 
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Foto: ddp

Berlin (dapd). Gut eine Woche nach der Berliner Abgeordnetenhauswahl hat die SPD die Weichen für ein rot-grünes Bündnis gestellt. Die Parteispitze entschied am Montag bei drei Gegenstimmen Koalitionsverhandlungen mit den Grünen aufzunehmen. Zuvor hatte sie den in den Sondierungen zwischen beiden Seiten ausgehandelten Kompromiss zur umstrittenen Autobahn A 100, die zunächst auf Eis gelegt wird, abgesegnet. Bei den Grünen muss ein für Freitag geplanter Parteitag zustimmen. Sollte er die Lösung mittragen, wäre die CDU wohl aus dem Rennen.

Die A 100 werde "nicht grundsätzlich aufgegeben", sagte SPD-Landeschef Michael Müller am Abend nach der Sondersitzung des Landesvorstandes. Mit dem Bund solle in Gesprächen geklärt werden, ob die Bundesmittel auch für andere Verkehrsprojekte in Berlin verwendet werden könnten. Sollte das nicht möglich sein, werde die Autobahn gebaut.

Damit sind die Grünen eingeknickt. Während die SPD die A 100 befürwortete, lehnten sie das Projekt ab. Sie hatten mit der Aussage, dass es mit ihnen keinen Weiterbau der A 100 geben werde, Wahlkampf gemacht. Zuletzt waren sie von ihrer ultimativen Forderung nach Verzicht auf das Projekt jedoch abgerückt. Die CDU, mit der die SPD auch Sondierungsgespräche geführt hatte, trägt die A 100 und den Flughafenausbau mit.

Berlins Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit (SPD) sagte, es sei "ein Kompromiss" gefunden worden. Die SPD wolle in "ernsthaften Verhandlungen" mit dem Bund prüfen, ob die Mittel anderweitig verwendet werden könnten. Er sei jedoch "sehr skeptisch", ob das möglich sei, sagte Wowereit unter Hinweis auf entsprechende Äußerungen des Bundesbauministeriums. Die Grünen würden jedoch Chancen sehen und deshalb werde das ausgelotet.

Wowereit ließ keinen Zweifel daran, dass die Autobahn kommt, wenn die Verhandlungen mit dem Bund scheitern sollten. "Dann wird gebaut", betonte er. Zudem schloss er aus, dass die Entscheidung auf die lange Bank geschoben wird. Unmittelbar nach der Regierungsbildung werde Berlin mit dem Bund in Gespräche eintreten, damit "so früh wie möglich Klarheit herrscht". Wenn im Frühjahr die Gerichtsentscheidung über anhängige Klagen falle, sei die A 100 baureif.

Die SPD war aus der Wahl als Sieger hervorgegangen. Zweitstärkste Kraft wurde die CDU vor den Grünen. Die bisherige rot-rote Koalition wurde abgewählt. Rot-Grün hätte zwar nur eine knappe parlamentarische Mehrheit, gilt aber als Wunschkoalition der meisten Sozialdemokraten. Auch die Berliner favorisieren Umfragen zufolge dieses Bündnis.
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